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Vorblatt 


Fünfte Novelle Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetz (Heimkehrerstiftung) 

[Gesetzentwurf der Abgeordneten Josten,, Hirsch, 
Schmidt (Kempten), Dr. Kliesing (Honnef), Dr. Schmidt 
(Krefeld), Mertes und Genossen] 


A. Probleme 

1. Die Witwen verstorbener Kriegsgefangener sind im Rahmen 
der Vorschriften des Kriegsgefangenenentschädigungsge- 
setzes Abschnitt III (Heimkehrerstiftung — Stiftung für 
ehemalige Kriegsgefangene) nicht antragsberechtigt. Die 
Ausschließung dieses Personenkreises führt, wie zahlreiche 
an die Heimkehrerstiftung und an den Verband der Heim- 
kehrer gerichtete Anträge zeigen, zu unbilligen Härten. 

2. Der Vorstand der Lastenausgleichsbank ist gemäß § 49 
KgfEG Vorstand der Stiftung. Gemäß § 181 BGB besteht das 
Verbot der Selbstkontrahierung. Eine generelle Aufhebung 
dieses Verbotes ist bedenklich. Andererseits wird der Vor- 
stand der Lastenausgleichsbank in Vollzug seines Auftrages 
bemüht bleiben müssen, seine Tätigkeit stets zugunsten der 
Lastenausgleichsbank auszuüben. Die Übernahme der ge- 
samten Geschäftsstelle der Heimkehrerstiftung durch das 
Personal der Lastenausgleichsbank ist jedoch nicht im Sinne 
des Gesetzes. Der Vorstand der Lastenausgleichsbank ist 
ferner, wie die Erfahrungen zeigen, in Wahrnehmung seiner 
schwierigen Aufgaben oft bedrängt, genügend Zeit für die 
gleichzeitige und volle Wahrnehmung der Interessen der 
Heimkehrerstiftung aufzubringen. In der gegenwärtigen Fas- 
sung hat auch kein Vorstandsmitglied, das sich überlastet 
fühlt, die Möglichkeit, sein Amt zur Verfügung zu stellen. 
Kein Vorstandsmitglied kann ausgewechselt werden. Inter- 
essenkollision ist zusätzlich unumgänglich. 

3. Stirbt ein Antragsberechtigter nach Antragstellung, so kann 
der § 54 a in der gegenwärtigen Fassung nur sinngemäß an- 
gewandt werden. Eine redaktionelle Ergänzung unter Ein- 
beziehung des Personenkreises nach § 46 Abs. 1 trägt zur 
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Vermeidung von Mißverständnissen bei. Hinzu kommt, daß 
die Erfahrung zeigt, daß die Übertragung von Leistungen im 
Falle des Ablebens des Antragsberechtigten nach der An- 
tragstellung in Härtefällen nur auf den Ehegatten die Mög- 
lichkeit ausschließt, jene Angehörigen oder Personen einzu- 
beziehen, die in Wirklichkeit in häuslicher Gemeinschaft 
auch die letzten harten Jahre eines ehemaligen Kriegsgefan- 
genen mit ihm geteilt haben und sogar persönlich zu seiner 
Unterstützung oder Pflege beigetragen haben. 


B. Lösung 

Novellierung des KgfEG dahin gehend, daß 

1. § 46 durch die Einbeziehung der Witwen verstorbener ehe- 
maliger Kriegsgefangener, sofern sie keine neue Ehe einge- 
gangen sind, als Antragsberechtigte erweitert wird; 

2. der vierköpfige Stiftungsvorstand vom Stiftungsrat zu wäh- 
len ist, wodurch zugleich ein ansonsten übliches demokra- 
tisches Korrektiv eingeführt wird; 

3. in § 54 a nicht nur einseitig der Ehegatte, sondern allgemein 
Angehörige, die von der Notlage des verstorbenen Antrag- 
stellers betroffen waren oder eine Person die beantragte 
Leistung erhalten kann, die zur Sicherung seines Lebens- 
bedarfs beigetragen hat. Voraussetzung ist jeweils die häus- 
liche Gemeinschaft bis zum Tode. 

C. Kosten 

Zusätzliche Mittel werden nicht benötigt. 
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Antrag 

der Abgeordneten Josten, Hirsch, Schmidt (Kempten), 
Dr. Kliesing (Honnef), Dr. Schmidt (Krefeld), Mertes 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1800 bis 1808) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 46 Abs. 1 wird durch folgende Nummer 3 er- 
gänzt: 

„3. Witwen verstorbener ehemaliger Kriegsge- 
fangener, sofern sie keine neue Ehe einge- 
gangen sind." 

2. § 49 erhält folgende Fassung: 

.9 49 

(1) Der vierköpfige Stiftungsvorstand wird 
vom Stiftungsrat gewählt. Er führt die Geschäfte 
und vertritt die Stiftung gerichtlich und außer- 
gerichtlich. 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder des Stiftungs- 
vorstandes beträgt zwei Jahre. Scheidet ein Mit- 
glied aus, wird für den Rest seiner Amtszeit 
vom Stiftungsrat ein Nachfolger gewählt. Wie- 
derwahl ist zulässig." 


3. § 54 a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ist ein Berechtigter (§ 1 oder § 46 Abs. 1), 
der Antrag auf Leistungen nach Abschnitt II 
oder III dieses Gesetzes gestellt hat, gestorben, 
so kann in Härtefällen die zuständige oberste 
Landesbehörde Leistungen nach Abschnitt II, die 
Heimkehrerstiftung Leistungen nach Abschnitt III 
Angehörigen, die von seiner Notlage betroffen 
waren oder einer Person gewähren, die zur Si- 
cherung seines Lebensbedarfs beigetragen hat 
Voraussetzung ist die häusliche Gemeinschaft bis 
zum Tode." 

Artikel II 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz in der 
Fassung, die sich aus den Änderungen und Ergän- 
zungen des Artikels I ergibt, unter Beseitigung 
etwaiger Unstimmigkeiten bekanntzumachen. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 


Bonn, den 11. Dezember 1970 
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Josten 

Dr. Kliesing (Honnef) 
Becker (Pirmasens) 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Geisenhofer 
Dr. Götter 
Gottesleben 


Hanz 

Dr. Hauser (Sasbach) 

Dr. Klepsch 
Maucher 

Müller (Niederfischbach) 
Schmitt (Lockweiler) 

Dr. Wagner (Trier) 
Weigl 

Dr. Freiherr von Weizsäcker 


Hirsch 

Dr. Schmidt (Krefeld) 
Fritsch 
Zebisch 

Schmidt (Kempten) 
Mertes 


Begründung 


Die Benachteiligung von Witwen verstorbener 
Kriegsgefangener soll im Kriegsgefangenenentschä- 
digungsgesetz beseitigt werden. 

1. Der Vorstand der Lastenausgleichsbank ist ge- 
mäß § 49 KgfEG Vorstand der Stiftung. Gemäß 
§ 181 BGB besteht das Verbot der Selbstkon- 
trahierung. Eine generelle Aufhebung dieses 
Verbotes ist bedenklich. Andererseits wird der 
Vorstand der Lastenausgleichsbank in Vollzug 
seines Auftrages bemüht bleiben müssen, seine 
Tätigkeit stets zugunsten der Lastenausgleichs- 
bank auszuüben. Die Übernahme der gesamten 
Geschäftsstelle der Heimkehrerstiftung durch das 
Personal der Lastenausgleichsbank ist jedoch 
nicht im Sinne des Gesetzes. Der Vorstand der 
Lastenausgleichsbank ist ferner, wie die Erfah- 
rungen zeigen, in Wahrnehmung seiner schwie- 
rigen Aufgaben oft bedrängt, genügend Zeit für 
die gleichzeitige und volle Wahrnehmung der 
Interessen der Heimkehrerstiftung aufzubringen. 
In der gegenwärtigen Fassung hat auch kein 


Vorstandsmitglied, das sich überlastet fühlt, die 
Möglichkeit, sein Amt zur Verfügung zu stellen. 
Kein Vorstandsmitglied kann ausgewechselt 
werden. Interessenkollision ist zusätzlich un- 
umgänglich. 

2. Stirbt ein Antragsberechtigter nach Antragstel- 
lung, so kann der § 54 a in der gegenwärtigen 
Fassung nur sinngemäß angewandt werden. Eine 
redaktionelle Ergänzung unter Einbeziehung des 
Personenkreises nach § 46 Abs. 1 trägt zur Ver- 
meidung von Mißverständnissen bei. Hinzu 
kommt, daß die Erfahrung zeigt, daß -die Übertra- 
gung von Leistungen im Falle des Ablebens des 
Antragsberechtigten nach der Antragstellung in 
Härtefällen nur auf den Ehegatten die Möglich- 
keit ausschließt, jene Angehörigen oder Perso- 
nen einzubeziehen, die in Wirklichkeit in häus- 
licher Gemeinschaft auch die letzten harten Jahre 
eines ehemaligen Kriegsgefangenen mit ihm ge- 
teilt haben und sogar persönlich zu seiner Unter- 
stützung oder Pflege beigetragen haben. 
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